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TOP 2.2 Standards und Kosten für UmA im Rahmen der Kinder- und Jugend-

hilfe 

 

1. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bitten die Bundesre-

gierung, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der zum Einen die Betreuung von un-

begleiteten minderjährigen Flüchtlingen hinsichtlich ihrer gelingenden Integration 

mit zielgerichteten Angeboten einschließlich der Steuerungsmöglichkeiten hin-

sichtlich der Kosten verbessert. Hierzu wird die Leistungsart „Jugendwohnen“ bei 

den Vorschriften zur Jugendsozialarbeit nunmehr explizit beschrieben sowie der 

Vorrang von Angeboten der Jugendsozialarbeit klarstellend geregelt. Den Ländern 

wird durch eine Regelung in § 78f SGB VIII die Möglichkeit eröffnet, die Kostener-

stattung nach § 89d Abs. 1 SGB VIII davon abhängig zu machen, dass Landes-

rahmenverträge der Länder mit den kommunalen Spitzenverbänden und den Leis-

tungserbringern zur Finanzierung von Maßnahmen und Leistungen für unbegleite-

te minderjährige Flüchtlinge abgeschlossen werden und Vereinbarungen der örtli-

chen Träger diesen Rahmenvereinbarungen entsprechen. Zudem ist gesetzlich si-

cherzustellen, dass sich die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe auf die Ver-

sorgung von Minderjährigen konzentrieren. 

 

2. Der Entwurf soll in einem weiteren Artikel klarstellen, dass der angemessene 

Schutz vor Übergriffen für alle Bewohner von Erstaufnahmeeinrichtungen und 

Gemeinschaftsunterkünften, insbesondere von Frauen und Kindern, von den Trä-

gern sicherzustellen ist. Die Länder werden ermächtigt, Näheres zu regeln und 

dabei bereits bestehende Maßnahmen zu berücksichtigen. 
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